
 

 

WAHLVORSCHLAG 

 für die Wahl der Mitarbeitervertretung 

des / der ........................................... 

am ................................................... 

An den  

Wahlausschuss 

MAV-Wahl 2025 

in der / im ................................................. 

 

 

 

Für die Wahl der Mitarbeitervertretung in der / im ..(Name der Einrichtung) ....................... 

schlagen wir, die Unterzeichner, vor: 

 

 Name Vorname Geb. 

Datum 

Dienstbereich 

bzw. -stelle 

Berufs-  

bezeichnung 

      

 .......................... ......................... .......... ......................... .................... 

 

Der Wahlvorschlag muss gemäß § 9 Abs. 5 MAVO von mindestens drei wahlberechtigten 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern unterzeichnet sein.  

Die Wahlberechtigung ergibt sich aus § 7 MAVO. 

UNTERZEICHNER DES WAHLVORSCHLAGES: 

lfd. 

Nr. 

Name Vorname Dienststelle Unterschrift 

1. ........................... ........................... ........................... ............................ 

2. ........................... ........................... ........................... ............................ 

3. ........................... ........................... ........................... ............................ 

 

Erklärung der/des Vorgeschlagenen: 

Ich erkläre hiermit, dass ich der Benennung als Kandidat / Kandidatin zustimme und bestätige, 

dass kein Ausschlussgrund für die Wählbarkeit nach § 8 MAVO vorliegt. 

 

........................................ 

(Datum) 

 ........................................ 

(Unterschrift) 



 

 

   
 
(Auszug aus der MAVO) 
§ 8 Passives Wahlrecht 

(1) Wählbar sind die wahlberechtigten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die am Wahltage 
seit mindestens einem Jahr ohne Unterbrechung im kirchlichen Dienst stehen, davon 
mindestens seit  6 Monaten in einer Einrichtung desselben Dienstgebers tätig sind. 

(2) Nicht wählbar sind Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die zur selbständigen 
Entscheidung in anderen als den in § 3 Abs. 2 Nr. 4 genannten 
Personalangelegenheiten befugt sind. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


